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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.04.2015 

Geschäftszahl 

Ra 2014/19/0145 

Rechtssatz 

Mangelt es der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung an maßgeblichen Länderfeststellungen als Grundlage für 
die Beurteilung des Vorbringens des Asylwerbers (Hinweis E vom 28. Jänner 2015, Ra 2014/18/0108, mwN), 
legt das Bundesverwaltungsgericht die Gründe für seine Entscheidung nicht in einer für den VwGH 
nachvollziehbaren Weise dar. Mit dem Verweis auf die diesbezüglichen (sich nur auf bis zum Jahr 2011 
geschaffenen Quellen gründenden) Feststellungen des verwaltungsbehördlichen Bescheides und der Anmerkung, 
diese würden sich mit dem Amtswissen decken, kommt das Bundesverwaltungsgericht seiner 
Begründungspflicht jedenfalls nicht nach. 


